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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Durch die Annahme zweier Motionen (Mo. 20.2451; Mo. 20.3460) war der Bundesrat
vom Parlament in der Sommersession 2020 beauftragt worden, eine Vorlage zur
Regelung der Geschaftsmieten auszuarbeiten, die eine Aufteilung der Mietzinse von
Betrieben oder Einrichtungen, die wahrend der ersten Welle der Corona-Pandemie
behordlich geschlossen werden mussten oder nur stark eingeschrankt betrieben
werden konnten, im Verhaltnis von 40 (Mieterseite) zu 60 (Vermieterseite) flr die Dauer
der behdrdlich verordneten Massnahmen vorsah.

Vom 1. Juli bis zum 4. August 2020 gab der Bundesrat einen Entwurf flir ein
entsprechendes Covid-19-Geschéaftsmietegesetz in die verklrzte Vernehmlassung,
deren Ergebnis unter den 178 stellungnehmenden Parteien kontrovers ausfiel. Neben elf
Kantonen (AR, BL, GE, LU, NW, OW, SZ, TG, UR, ZG, ZH) lehnten mit den FDP.Liberalen
und der SVP auch zwei grosse Parteien sowie Economiesuisse, der Schweizerische
Gewerbeverband, der Hauseigentimerverband und Immobilienverbande die Vorlage ab.
Zustimmung erfuhr der Entwurf von acht Kantonen (Al, BS, FR, GL, GR, NE, SO, VD), den
Parteien der Grlnen, SP, CVP und EVP, von den Organisationen der Mieterinnen und
Mieter, dem Schweizerischen Stadteverband sowie von Gastro- und Berufsverbanden.
Sechs Kantone (AG, BE, SG, SH, TI, VS) und die GLP hoben sowohl Vor- als auch
Nachteile des Entwurfs hervor. Die sich in der Uberzahl befindenden ablehnenden
Stellungnehmenden kritisierten, dass der Staat mit einem solchen Gesetz massiv in die
Vertragsverhaltnisse zwischen Privaten eingreife, was in keinem Verhéltnis zum
volkswirtschaftlichen Nutzen einer solchen Regelung stehe. Ferner bestehe keine
Verfassungsgrundlage fur ein solches Vorgehen und ein allgemeiner Verteilschllssel von
60/40 sei kein geeignetes Mittel, um den unterschiedlichen Situationen der
Betroffenen gerecht zu werden. Die beflrwortende Seite sprach sich in der
Vernehmlassung teilweise fur weitergehende Forderungen aus, man akzeptiere jedoch
den gewéhlten Weg als Kompromiss und begrisse ein rasches Vorwartsgehen, liess etwa
Natalie Imboden, Generalsekretarin des Mieterinnen- und Mieterverbandes, gegenlber
Le Temps verlauten. Im Anschluss an die Vernehmlassung passte der Bundesrat die
Vorlage punktuell an, in erster Linie, um Unsicherheiten in der Anwendung zu
reduzieren.

Am 18. September 2020 prasentierte der Bundesrat seine Botschaft zum Covid-19-
Geschaftsmietegesetz. Darin verzichtete er aufgrund der kontroversen Stellungnahmen
darauf, dem Parlament die Botschaft zur Annahme zu beantragen, und bekréaftigte
ebenfalls seine bereits im Frihjahr vertretene negative Haltung gegenuber einer
solchen Regelung (vgl. etwa Mo. 20.3161; Mo. 20.3142 oder die Stellungnahme des
Bundesrates zur Situation der Geschaftsmieten). Dass der Bundesrat «seine eigene»
Vorlage ablehnt (NZZ), war einigen Pressetiteln einen zentralen Vermerk wert. Konkret
regelt der Gesetzesentwurf Mietverhaltnisse von 6ffentlich zuganglichen Einrichtungen
und Betrieben, die aufgrund der Covid-19-Verordnung 2 (Fassung 17./19./21.3.20)
schliessen mussten (z.B. Restaurants, Coiffeursalons), und von
Gesundheitseinrichtungen, die ihre Téatigkeiten reduzieren mussten. Fur Erstere soll
das Gesetz Uber die gesamte Dauer der vom Bund verordneten Schliessung gelten (17.3-
21.6.20), wéhrend Gesundheitseinrichtungen, die ihren Betrieb einschrénken mussten,
gemass Entwurf lediglich fur eine maximale Dauer von zwei Monaten von einer solchen
Mietzinsreduktion profitieren kénnten. Von der 60/40-Regelung betroffen sind nur
Mietverhaltnisse, deren Nettomietzins pro Monat CHF 14'999 nicht Ubersteigt. Bei
einem Nettomietzins zwischen 15'000 und 20'000 ist es beiden Mietparteien
vorbehalten, durch eine einseitige schriftliche Mitteilung auf die Gesetzesregelung zu
verzichten. Die Regelung gilt nur fir Vertragsparteien, die zuvor noch keine
ausdruckliche Einigung erzielt haben. Fur den Fall, dass Vermieterinnen und Vermieter
oder Pachter und Pé&chterinnen durch die Mietzinsreduktion in eine wirtschaftliche
Notlage geraten wdirden, soll beim Bund eine finanzielle Entschadigung beantragt
werden konnen. Dieser stellt daflr einen Hartefallfonds in der Hohe von maximal CHF
20'000 bereit.
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Jahresriickblick 2021: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Auch im Jahr 2021 bestimmte die Covid-19-Pandemie massgeblich den Takt in der
Schweizer Gesundheitspolitik. Unabhangig davon gaben hingegen insbesondere
Geschafte im Zusammenhang mit verschiedenen Volksinitiativen zu reden.

Am prominentesten diskutiert wurde in den Medien die Pflegeinitiative, wie
beispielsweise Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse (im Anhang) zeigt - noch nie in den
letzten vier Jahren wurde anteilsmassig haufiger Uber das Thema «Pflege» diskutiert als
im Jahr 2021 (vgl. Abbildung 2). Die Pflegeinitiative zielte auf eine Verbesserung des
Pflegendenstatus ab und wollte durch eine gentgende Anzahl diplomierter
Pflegefachpersonen den «Zugang aller zu einer ausreichenden Pflege von hoher
Qualitdt» sicherstellen. Ende November 2021 nahm eine Mehrheit der
Stimmburgerinnen und Stimmburger die Vorlage an (61.0%). Mit Ausnahme eines
Kantons sagten ferner alle Stande Ja und hoérten damit nicht auf ihre Vertreterinnen
und Vertreter in Bundesbern, welche die Initiative zur Ablehnung empfohlen hatten.
Stattdessen wollten Regierung und Parlament den in der Initiative dargelegten
Problemen mittels eines von der SGK-NR ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlags
auf Gesetzesebene begegnen. Dieser hatte neben einer Ausbildungsoffensive auch eine
Kompetenzerweiterung bezlglich selbstéandiger Abrechnung von Pflegeleistungen
vorgesehen. In den Medien wurde der Abstimmungserfolg des Initiativkomitees unter
anderem - aber nicht ausschliesslich — mit der Covid-19-Pandemie erklart.

2021 ebenfalls auf der Traktandenliste des Parlaments stand die Organspende-Initiative
und der dazu vom Bundesrat lancierte indirekte Gegenvorschlag. Einigkeit herrschte
daruber, dass der Status quo der Zustimmungsldsung nicht zufriedenstellend sei. Das
Volksbegehren, welches beabsichtigte, dass neu alle Menschen automatisch zu
Organspenderinnen und -spendern werden sollten, falls sie sich nicht explizit dagegen
ausgesprochen hatten, ging jedoch sowohl dem Bundesrat als auch den beiden
Kammern zu weit. Die Landesregierung forderte daher in ihrem Gegenvorschlag eine
erweiterte Zustimmungslosung, bei der die Meinung der Angehorigen ebenfalls
beriicksichtigt wird. Nachdem der Nationalrat das Volksbegehren zunédchst (denkbar
knapp) zur Annahme empfohlen hatte, folgte er in der Herbstsession dem Standerat,
der sich einstimmig gegen die Initiative ausgesprochen hatte. Der indirekte
Gegenvorschlag hingegen war weitgehend unbestritten und wurde von beiden Raten
grossmehrheitlich flr eine gute Ldsung befunden, worauf das Initiativkomitee die
Initiative bedingt zurtckzog.

Die dritte Volksinitiative, mit der sich das Parlament 2021 im Gesundheitsbereich
beschéaftigte, war die Volksinitiative «Ja zum Schutz der Kinder und Jugendlichen vor
Tabakwerbung», welche ein llickenloses Tabakwerbeverbot zum Inhalt hat. Auch dieses
Volksbegehren ging National- und Standerat zu weit, weshalb sie die Initiative zur
Ablehnung empfahlen. Parallel dazu befasste sich das Parlament mit einem neuen
Tabakproduktegesetz, das im Herbst 2021 verabschiedet wurde und unter anderem
ebenfalls Bestimmungen zu Tabakwerbung beinhaltete. Die beiden Kammern
prasentierten die Gesetzesrevision als indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative.

Als Folge der ersten Welle der Covid-19-Pandemie im Vorjahr beklagten viele Spitaler
finanzielle Einbussen. Die Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt
reagierten 2021 mit vier Standesinitiativen, mittels welcher sie den Bund dazu
auffordern wollten, fur die Ertragsausfélle, die in Zusammenhang mit dem vom
Bundesrat angeordneten Verbot «nicht dringend angezeigtelr] medizinischelr] Eingriffe
und Therapien» entstanden waren, aufzukommen. Der Standerat gab den Geschéften in
der Wintersession 2021 mit 21zu 19 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) keine Folge.

Verglichen mit dem Vorjahr, als die Medien sehr ausfihrlich Uber die Sportpolitik
berichteten (vgl. Abbildung 2), erhielt dieses Thema im Jahr 2021 nur beschrankt
Beachtung. Erneut medial diskutiert wurden unter anderem die finanziellen
Schwierigkeiten der Sportvereine, deren Unterstltzung auch vom Ausgang der
Abstimmung Uber die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes abhing.

Im Parlament wurde insbesondere die Frage diskutiert, wie eine Mitsprache der
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Bevolkerung bei der Organisation und der finanziellen Unterstitzung Olympischer
Spiele ermdglicht werden kann. Diesbezuglich zeigte sich der Nationalrat offener als der
Standerat, als er in der Sommersession ein entsprechendes Postulat der WBK-NR
annahm und einer parlamentarischen Initiative Semadeni (sp, GR) Folge gab. Letztere
schickte der Standerat in der darauffolgenden Session allerdings bachab. Das Parlament
diskutierte des Weiteren uber die Finanzhilfen an Sportanlagen von nationaler
Bedeutung 2022-2027 (NASAK 5), wobei der Stédnderat den bundesratlichen Entwurf in
der Herbstsession guthiess und der Nationalrat ihm in der Wintersession folgte.

Im Bereich Sozialhilfe beugte sich die kleine Kammer in der Friihjahrssession 2021 Gber
eine Motion Carobbio Guscetti (sp, Tl), welche darauf abzielte, Sofortmassnahmen
gegen das durch die Covid-19-Pandemie verursachte Armutsrisiko zu ergreifen. Das
Geschéaft fand jedoch bei den Kantonsvertreterinnen und -vertretern keine Mehrheit.
Medial thematisiert wurden unter anderem die moglichen Folgen der Pandemie fur die
Sozialhilfe sowie ein Urteil des EGMR, in welchem der Kanton Genf bezuglich seines
Bettelverbotes kritisiert wurde. ?

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Fiur die Kultur gab die 6ffentliche Hand 1990 insgesamt 1,85 Mia Fr. aus, das heisst 272
Fr. pro Kopf der Bevolkerung. Dies ging aus der jungsten diesbezuglichen Untersuchung
des Bundesamtes fur Statistik hervor. Am meisten Mittel, ndmlich 451 Mio Fr. oder 24%
flossen den Theatern und dem Musikwesen zu. 320 Mio Fr. (17%) wurden fir die
Ausbildung an Musikschulen, Konservatorien, Kunstgewerbeschulen und dergleichen
aufgewendet. Je rund 12% der Kulturausgaben gingen an die drei Bereiche Bibliotheken
und Archive, Museen und Ausstellungen sowie Denkmalpflege und Heimatschutz.

Die Hauptlast der offentlichen Kulturforderung trugen mit 53% oder 3,9% ihrer
Gesamtausgaben die Gemeinden. Die Kantone steuerten 39% (2,4%) bei, der Bund
lediglich 8% (0,5%). Bibliotheken und Archive, Museen und Ausstellungen, Theater und
Musikwesen wurden standortbedingt vorab von den grossen Stadten und deren
Kantonen geférdert. Basel-Stadt, Bern, Genf, Waadt und Zurich Ubernahmen so Uber
65% der gesamten Kantons- und Gemeindeausgaben in diesen Bereichen. Der Bund
beschrénkte sich in erster Linie auf Aufgaben von gesamtschweizerischer Bedeutung.
Dazu gehoéren die Landesbibliothek und das Landesmuseum, die der Bund in eigener
Regie fuhrt. Daneben machte mit 57 Mio Fr. bzw. 37% die Unterstltzung der Kantone in
Denkmalpflege und Heimatschutz den gréssten Brocken im Kulturbudget des Bundes
aus. Die Pro Helvetia erhielt 21 Mio Fr.fur ihre in- und auslandischen Aktivitaten. ®

Ende Mai eroffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Kulturbotschaft 2016-2019,
welche die Finanzierung der Kulturférderung des Bundes fir die anstehende
Beitragsperiode regeln soll. Bis zum Ablauf der Frist gingen 339 Stellungnahmen ein.
Wahrend die zukunftigen Herausforderungen und die zentralen Handlungsfelder auf
wenig Widerstand stiessen, dusserten die Kantone mit Ausnahme des Kantons Genf auf
foderalen Aspekten beruhende Bedenken gegeniber dem eingefliihrten Begriff der
"Nationalen  Kulturpolitik”,  begrussten aber im Grunde die verstérkten
Kooperationsbestrebungen zwischen den verschiedenen Staatsebenen. Auch die FDP
und die SVP sahen die Kompetenzen der Kantone gefdhrdet. Die grosse Mehrheit der
eingegangenen Stellungnahmen zeigte sich mit der Héhe der einzusetzenden Mittel, die
im Vergleich zur Vorperiode eine Erhéhung um 3,4% bedeuten wirden, zufrieden.
Demgegenuber wollte die FDP die Mittel auf dem Niveau der Kulturbotschaft 2012-2015
belassen, Economiesuisse und der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) verlangten,
die Erhéhung auf 2,6%, resp. 3% zu beschrénken, und die SVP pladierte gar flr eine
Kdrzung der Mittel. Auf der anderen Seite des Spektrums verlangten SP und Grlne
sowie 24 Kantone, der Schweizerische Video-Verband (SVV) und weitere
Kulturverbande eine Aufstockung der Beitrage in einzelnen Foérderbereichen. Auf
grosse Vorbehalte oder gar Ablehnung stiess bei der Mehrheit der stellungnehmenden
Kantone das Vorhaben des Bundes, Werke der Bundeskunstsammlung sowie der
Gottfried-Keller-Stiftung in einer "Virtuellen Nationalgalerie" zu verd&ffentlichen.
Wahrend die Kantone Waadt und Wallis sich daran storten, dass die virtuelle Plattform
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nur Werken der Bundeskunstsammlung offen stehen sollte, wirden es zahlreiche
weitere Kantone - darunter insbesondere die Innerschweiz - vorziehen, wenn man die
Werke in einem physischen Museum betrachten kénnte. Der Kanton Zirich lehnte das
Vorhaben unter anderem aus dem Grund ab, dass die beiden Kunstsammlungen
grossere  Liucken aufweisen wdirden. Betreffend verstérkter Forderung der
musikalischen Bildung, die Volk und Stande im September 2012 mit Annahme des
Bundesbeschlusses Uber die Jugendmusikférderung gefordert hatten, gingen die vom
Bundesrat vorgeschlagenen Bestimmungen vielen gewichtigen Vernehmlassern zu wenig
weit. Neben verschiedenen Verbénden forderten auch Grine, SP, GLP und CVP ein
separates Rahmengesetz flur die musikalische Bildung. Auf der anderen Seite
erachteten ebenso viele Vernehmlasser die im Entwurf zur Kulturbotschaft enthaltenen
Bestimmungen diesbeziglich als zu weitgehend und zu konkret. *

1) BBI, 2020, S. 8307 ff.; BBI, 2020, S. 8341 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung; Medienmitteilung BR, WBF vom 18.9.20; AZ,
LT, NZZ,TA, 19.9.20; WW, 24.9.20

2) APS-Zeitungsanalyse 2021 - Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

3) Presse vom 7.5.94; Bund, 25.5.94; SGT, 22.7.94 und BZ, 23.8.94.

4) Lit. EDI (2014); Medienmitteilung BR, BAK und EDI vom 28.5.14; TA, 19.7.14; NZZ, 22.9.14
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